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Liebe Leserinnen und Leser, 

ich bedaure und respektiere die Entscheidung von 

Joachim Gauck, nicht für eine zweite Amtsperiode 

zu kandidieren. Joachim Gauck ist ein hervor-

ragender Bundespräsident.  

 

Er hat dem Amt, das er 2012 in einer schwierigen 

Zeit übernommen hat, Würde und Gewicht ge-

geben und ist zu einer Identifikationsfigur für alle 

Bürgerinnen und Bürger geworden. Unermüdlich 

wirbt er dafür, Freiheit und Demokratie nicht als 

Selbstverständlichkeit zu nehmen, sondern sie zu 

schützen und als aktive Bürger zu gestalten. 

Weder die SPD noch die Union haben eine Mehr-

heit in der Bundesversammlung. Deshalb müssen 

jetzt in Ruhe und mit dem notwendigen Respekt 

vor dem Amt Gespräche mit allen Beteiligten ge-

führt werden. Wir leben in komplizierten Zeiten. 

Angesichts der Herausforderungen durch die 

Globalisierung, die Flüchtlingssituation und die 

Krise Europas muss auch der nächste Bundes-

präsident oder die nächste Bundespräsidentin den 

Menschen Orientierung geben und Brücken 

bauen. 

 

Soziale Gerechtigkeit und wirtschaftliche Ver-

nunft 

Zukunft gerecht gestalten und dafür sorgen, dass 

Fortschritt bei den Menschen ankommt, das ist das 

Leitbild unserer sozialdemokratischen Politik. Die 

Beschlüsse des SPD-Konvents vergangenen 

Sonntag stärken die solidarische Mitte in unserem 

Land. Denn wenn unsere Gesellschaft zusammen-

hält und unsere Wirtschaft erfolgreich bleibt, 

können wir mit Zuversicht nach vorne blicken. 

Es ist ein wichtiger Erfolg, dass unser Wirtschafts-

minister Sigmar Gabriel in der vergangenen 

Woche mit den Ländern eine Verständigung über 

die Reform des Erneuerbare-Energien-Gesetzes 

erzielt hat und die Koalitionsspitzen das Bundes-

teilhabegesetz auf den Weg gebracht haben. Nun 

muss die Union endlich auch ihre Blockade bei der 

gleichen Entlohnung von Frauen und Männern 

beenden und dafür sorgen, dass die Reform der 

Erbschaftssteuer wie vereinbart umgesetzt wird. 

Der andauernde Zwist zwischen CSU und CDU 

darf nicht dazu führen, dass Gerechtigkeit und 

politische Vernunft auf der Strecke bleiben! 
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Bundesteilhabegesetz: Meilenstein für mehr 

Selbstbestimmung 

Mit dem Bundesteilhabegesetz hat sich die 

Bundesregierung auf eine der wichtigsten sozialen 

Reformen in dieser Legislaturperiode verständigt. 

Ich bin überzeugt: Es ist ein bedeutender Schritt 

hin zur umfassenden gesellschaftlichen Teilhabe 

und für ein selbstbestimmteres Leben von Men-

schen mit Behinderungen. 

Künftig sollen Leistungen aus der Eingliederungs-

hilfe getrennt von Leistungen zum Lebensunter-

halt bzw. der Grundsicherung erbracht werden. 

Damit erhalten die Betroffenen mehr Autonomie, 

z.B. weil sie ihren Lebensmittelpunkt eigenstän-

dig bestimmen können. Zudem werden die Regeln 

zur Anrechnung von Einkommen und Vermögen 

erheblich verbessert: Bereits 2017 werden die 

Freibeträge für Erwerbseinkommen um bis zu 260 

Euro monatlich und für Vermögen von heute 

2.600 Euro auf 25.000 Euro erhöht. Diese Beträge 

ihres Einkommens bzw. ihres Vermögens können 

Menschen künftig behalten, ohne dass sie auf die 

Eingliederungshilfe angerechnet werden.  

2020 werden weitere Verbesserungen kommen, 

u.a. durch eine weitere Anhebung der Vermögens-

freigrenze auf dann 50.000 Euro und insbesondere 

durch den Wegfall der Anrechnung des Partner-

einkommens. 

Ein weiterer Erfolg: Wir haben durchgesetzt, dass 

die Mehrkosten für die Reform der Einglieder-

ungshilfe nicht auf die im Koalitionsvertrag ver-

einbarte Entlastung der Kommunen in Höhe von 5 

Mrd. Euro angerechnet werden. 

 

 

Sicherheit und Freiheit brauchen einen starken 

Rechtsstaat 

Die Verhaftung von vier Verdächtigen, denen die 

Planung eines Terroranschlags in Düsseldorf vor-

geworfen wird, hat deutlich gemacht: Deutschland 

ist wie andere Länder in Europa ein potenzielles 

Angriffsziel des islamistischen Terrors. 

Im Kampf gegen internationalen Terror ist eine 

effektive Zusammenarbeit der Sicherheitsbehör-

den entscheidend. Der Entwurf des Anti-Terror-
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Gesetzes, über den wir in dieser Woche in erster 

Lesung beraten, sieht daher u.a. vor, den Infor-

mationsaustausch über nationale Grenzen hinweg 

zu verbessern.  

Auch müssen Telekommunikationsdienstleister 

die Identität von Prepaid-Handy-Kunden über-

prüfen. Zudem soll der Einsatz verdeckter 

Ermittler der Bundespolizei im Kampf gegen die 

Schleuserkriminalität geregelt werden. 

Für uns Sozialdemokratinnen und Sozialdemo-

kraten steht fest: Freiheit und Sicherheit bedingen 

sich gegenseitig. Das eine ist ohne das andere 

nicht zu verwirklichen. Deshalb setzen wir uns für 

einen starken Rechtsstaat ein. Schutz und Sicher-

heit gibt es aber nur, wenn Polizei und Justiz hand-

lungsfähig bleiben. Nur wenn Gesetze konsequent 

vollzogen werden, können sie wirken. Auf dem 

Parteikonvent der SPD wurde daher die Forderung 

unserer Bundestagsfraktion bekräftigt: Bis 2019 

sollen Bund und Länder 12.000 neue Stellen bei 

der Polizei schaffen. Denn Sicherheit im öffent-

lichen Raum zu garantieren gehört weder in die 

Hände privater Dienste noch der Bundeswehr. Für 

mehr Sicherheit brauchen wir vielmehr eine 

Polizei, die Präsenz zeigt, gut ausgestattet ist und 

die selbst vor Angriffen bei Einsätzen geschützt 

ist. Dafür setzen wir uns ein. 

Themen aus dem Plenum 

 
 

Sicherheitsbehörden im Kampf gegen Terror 

besser vernetzen 

Angesichts der derzeitigen Gefährdungslage ist es 

notwendig, die Zusammenarbeit und den Informa-

tionsaustausch zwischen nationalen Sicherheits-

behörden zu verbessern. Mit dem vorliegenden 

Gesetzentwurf der Bundesregierung wird eine ge-

setzliche Grundlage zur Errichtung bzw. Teil-

nahme des Bundesamtes für Verfassungsschutz an 

Gemeinsamen Dateien mit ausländischen Nach-

richtendiensten geschaffen werden, was öffent-

liche Sicherheit und Datenschutz im internatio-

nalen Informationsausgleich gleichermaßen 

stärkt. Zudem ist vorgesehen, die Höchstdauer der 

innerdeutschen Gemeinsamen (Projekt-)Dateien 

von Polizei und Nachrichtendiensten auf 5 Jahre 

zu verlängern. Telekommunikationsdienstleister 

sollen darüberhinaus künftig zur zuverlässigeren 

Nutzeridentifizierung bei Prepaid-Kunden durch 

http://www.ulrich-hampel.de/
http://facebook.ulrich-hampel.de/
http://www.ulrich-hampel.de/
http://facebook.ulrich-hampel.de/


 

   

   

  
 
 

 

Ausgabe 01/2014          www.ulrich-hampel.de          facebook.ulrich-hampel.de        Seite 4/11 

Ihr SPD Bundestagsabgeordneter für den Wahlkreis Coesfeld / Steinfurt II 

10.06.2016      Ausgabe 10/2016         www.ulrich-hampel.de          facebook.ulrich-hampel.de        Seite 4/11 

Vorlage eines Ausweisdokumentes verpflichtet 

werden. Außerdem soll die Bundespolizei künftig 

– wie das Bundeskriminalamt auch – verdeckte 

Ermittler bereits zur Gefahrenabwehr einsetzen 

dürfen und nicht erst zur Strafverfolgung. 

 

Ausbildungssituation weiter verbessern 

Der Berufsbildungsbericht 2016, den wir diese 

Woche im Plenum debattierten, zeigte: Deutsche 

Jugendliche haben aktuell gute Chancen, einen 

Ausbildungsplatz zu finden, der ihren persön-

lichen Interessen und Neigungen entspricht. 

Rechnerisch kamen im Jahr 2015 auf 100 

ausbildungsplatzsuchende Jugendliche 103,7 Aus-

bildungsangebote. 

 

Allerdings war im vergangenen Jahr auch eine 

Rekordzahl von 41.000 unbesetzten Ausbildungs-

stellen zu verzeichnen, während zugleich etwa 

20.700 Bewerber ohne Ausbildungsplatz blieben. 

Aus diesem Grund sind ausbildungsbegleitende 

Programme, wie die vom Bundesministerium für 

Arbeit und Soziales geförderte „Assistierte Aus-

bildung“, wichtige Instrumente, um auch leist-

ungsschwächeren Schülern einen erfolgreichen 

Berufsabschluss zu ermöglichen. Allein im ersten 

halben Jahr nach ihrer Einführung ist die 

„Assistierte Ausbildung“ schon über 5000 Mal in 

Anspruch genommen worden. Mit Hilfe solcher 

Programme wollen wir die Zahl der Jugendlichen 

in Übergangsmaßnahmen, die laut Berufsbil-

dungsbericht im letzten Jahr um 7,2 Prozent 

gestiegen ist, wieder erheblich reduzieren. 

 

Jahresbericht des Petitionsausschusses 

Öffentliche Petitionen sind das einzige Element 

direkter Demokratie auf Bundesebene. Sie tragen 

politische Forderungen direkt an das Parlament 

heran. In seinem Jahresbericht 2015, den der 

Petitionsausschuss dem Bundestagspräsidenten 

vorlegte, wurde einmal mehr deutlich, wie viele 

Bürger dieses Instrument mittlerweile für sich 

nutzen: Insgesamt 13.137 Petitionen gingen im 

vergangenen Jahr beim Ausschuss ein, 31 Prozent 

davon in elektronischer Form. Zudem ist die 

Internetseite des Petitionsausschusses mit mehr 

als 1,8 Millionen registrierter Nutzerinnen und 

Nutzer das mit Abstand erfolgreichste Internet-

angebot des Bundestages.  
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Die Online-Petitionen, die 2005 durch die rot-

grüne Koalition eingeführt wurden, feierten im 

letzten Jahr ihr 10jähriges Jubiläum. Mit Abstand 

die meisten Petitionen, nämlich gut ein Fünftel, 

betrafen den Geschäftsbereich des Bundesminis-

teriums für Arbeit und Soziales. Einen besonders 

hohen Aufwuchs von plus 19 Prozent hatte hin-

gegen das Bundesministerium für Inneres zu ver-

zeichnen, auf das insgesamt 14 Prozent der einge-

reichten Petitionen entfielen. 

 

Steuergestaltung im Investmentsteuerrecht redu-

zieren 

Der Gesetzentwurf zur Reform des Investment-

steuerrechts verfolgt im Wesentlichen die Ziel-

setzung, EU-rechtliche Risiken auszuräumen, 

einzelne erkannte aggressive Steuergestaltungen 

zu verhindern und die Gestaltungsanfälligkeit des 

Investmentsteuerrechts insgesamt zu reduzieren. 

Außerdem soll der Aufwand für die Ermittlung der 

Besteuerungsgrundlagen auf Seiten der Wirtschaft 

und der Bürger einerseits sowie der Kontroll-

aufwand der Verwaltung andererseits in den 

Massenverfahren bei Publikums-Investmentfonds 

und deren Anlegern erheblich verringert werden. 

Für Publikums-Investmentfonds soll deshalb 

künftig ein intransparentes Besteuerungssystem 

gelten, das wie bei anderen Körperschaften auf der 

getrennten Besteuerung von Investmentfonds und 

Anleger beruht. Zudem sieht der Gesetzentwurf 

vor, die Gestaltungen zur Umgehung der 

Dividendenbesteuerung (sog. Cum-Ex-Geschäfte) 

über Investmentfonds und in der Direktanlage zu 

verhindern. 

 

Rechtsposition von Kreativen bei Vergütung 

stärken 

Mit dem Gesetzentwurf soll die individual- und 

kollektivrechtliche Stellung von Künstlern bei der 

Durchsetzung ihres gesetzlichen Anspruchs auf 

eine faire Beteiligung an der finanziellen 

Verwertung ihrer kreativen Leistungen gestärkt 

werden. Denn nach wie vor gibt es Fälle, in denen 

Kreative alle Rechte am Werk gegen eine unange-

messene Einmalzahlung aus der Hand geben 

müssen („Total Buy-Outs“) oder den Künstlern 

ein faktischer Boykott droht, wenn sie ihre Rechte 

wahrnehmen („Blacklisting“).  
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Die geplanten Änderungen des Urheberrechtsge-

setzes (UrhG) haben daher zum Ziel, die Ver-

tragsparität zwischen den Urhebern und den Ver-

wertern zu stärken: Der Urheber, der gegen eine 

pauschale Vergütung ein ausschließliches Nutz-

ungsrecht eingeräumt hat, kann künftig sein Werk 

nach Ablauf von zehn Jahren anderweitig ver-

werten. Seinem Vertragspartner verbleibt ein ein-

faches Nutzungsrecht, um seine Verwertung 

fortsetzen zu können (§ 40a UrhG-E). Soweit 

tarifvertraglich oder im Rahmen von gemein-

samen Vergütungsregeln abweichende Regel-

ungen getroffen werden, kann von den gesetz-

lichen Bestimmungen im Individualvertrag abge-

wichen werden. Zugleich wird das Recht der 

gemeinsamen Vergütungsregeln reformiert: Wer 

als Werknutzer selbst gemeinsame Vergütungs-

regeln aufgestellt hat oder Mitglied eines Ver-

bands ist, der sich entsprechend verpflichtet hat, 

kann bei Verstößen gegen diese Regeln von den 

Vertragsparteien der einschlägigen gemeinsamen 

Vergütungsregeln auf Unterlassung in Anspruch 

genommen werden. 

 

Soldatenbeteiligungsgesetz novellieren 

Diese Woche wurde in 2./3. Lesung der Entwurf 

eines Gesetzes zur Änderung soldatenbetei-

ligungs- und personalvertretungsrechtlicher Vor-

schriften beraten. Das Soldatenbeteiligungsgesetz 

(SBG) wurde zuletzt 1997 novelliert. Aufgaben 

und Strukturen der Bundeswehr haben sich 

seitdem deutlich verändert. Der Koalitionsvertrag 

benennt die Novellierung des SBG als Kern-

vorhaben. Die Änderungen sollen insbesondere 

der Neuausrichtung der Bundeswehr Rechnung 

tragen. U. a. soll die Position der Vertrauensper-

sonen deutlich gestärkt werden. So sollen ihre 

Amtszeit von zwei auf vier Jahre verlängert und 

zusätzliche Weiterbildungsmöglichkeiten ge-

schaffen werden. Auch die Beteiligungsrechte 

sollen fortentwickelt werden. Beispielsweise soll 

bei der Festlegung der regelmäßigen Arbeitszeit 

und bei Maßnahmen, die der Vereinbarkeit von 

Familie und Dienst dienen, die Möglichkeit der 

Mitbestimmung gegeben werden. 

 

Achtung der Menschenrecht in Burundi einfor-

dern 

Die politische Krise in Burundi hat sich verschärft. 

Die positiven gesellschaftlichen Entwicklungen 

der letzten Jahre, wie z. B. die Herausbildung einer 
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aktiven Zivilgesellschaft, eine beginnende Presse-

freiheit und ein Ausgleich der ethnischen Gegen-

sätze, sind stark gefährdet. Die internationale 

Gemeinschaft, die Vereinten Nationen und die 

Afrikanische Union bemühen sich um politische 

Stabilisierung. In unserem gemeinsamen Antrag 

mit der CDU/CSU-Fraktion, fordern wir die Bun-

desregierung u.a. dazu auf, weiterhin gegenüber 

der burundischen Regierung auf Rechtsstaat-

lichkeit sowie der Einhaltung der Menschenrechte 

und des humanitären Völkerrechts zu dringen 

sowie sich weiterhin für einen innerburundischen 

politischen Dialog unter internationaler Vermitt-

lung einzusetzen. 

 

Bundesmeldegesetz nachjustieren und entbüro-

kratisieren 

Nach den ersten Praxiserfahrungen mit dem über-

wiegend am 1. November 2015 in Kraft getretenen 

Bundesmeldegesetz (BMG) hat sich gezeigt, dass 

bei einigen Abläufen noch eine Feinjustierung 

erforderlich ist. Vorgesehen sind beispielsweise, 

auf die Wohnungsgeberbestätigung über den Aus-

zug des Mieters zu verzichten und Personen, die 

bereits ins Ausland verzogen sind, die Abmeldung 

in elektronischer Form zu ermöglichen. Die No-

vellierung berücksichtigt außerdem die erst nach 

Verkündung erfolgten Rechtsänderungen zur 

Einführung des Ersatz-Personalausweises sowie 

zur Neuregelung der Optionspflicht im Staatsan-

gehörigkeitsgesetz. Der Gesetzentwurf enthält da-

rüber hinaus Regelungen zur Vereinfachung und 

Entbürokratisierung administrativer Verfahren. 

 

Flexibilität im Strommarkt gewährleisten 

Die Verordnungsermächtig zu abschaltbaren Las-

ten über kurzfristige Stromunterbrechungen bei 

Industriebetrieben läuft am 1. Juli 2016 aus. Die 

Verordnung ermöglicht Kontinuität bei der Be-

schaffung und Nutzung abschaltbarer Lasten für 

die Übertragungsnetze. Der Lastabwurf erfolgt 

freiwillig gegen Zahlung einer Vergütung für die 

Bereitstellung der Lasten und der tatsächlichen 

Abschaltung. Vor dem Hintergrund einer vorge-

sehenen neuen Verordnung wird mit einer drei-

monatigen Verlängerung der bestehenden Rege-

lung eine Regelungslücke vermieden. 
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Verbraucherschutz im Baurecht stärken 

Mit dem Gesetzentwurf der in erste Lesung be-

raten wird, wird das Werkvertragsrecht moder-

nisiert und den Anforderungen von Bauvorhaben 

angepasst. Im Vordergrund steht dabei der Ver-

braucherschutz. Der Gesetzentwurf regelt u.a., 

dass Bauunternehmer künftig verpflichtet sind, 

Verbrauchern vor Vertragsschluss eine Baube-

schreibung zur Verfügung zu stellen, die be-

stimmten Mindestanforderungen genügt. Dies 

ermöglicht Verbrauchern einen genauen Über-

blick über die angebotene Leistung. Neu ist eine 

Pflicht der Parteien, im Bauvertrag eine verbind-

liche Vereinbarung über die Bauzeit zu treffen. 

Außerdem sollen Verbraucher künftig das Recht 

erhalten, einen Bauvertrag innerhalb von 14 Ta-

gen ab Vertragsschluss zu widerrufen. Wenn sich 

während der Bauausführung Wünsche und Be-

dürfnisse des Bauherrn wandeln, kann Änderungs-

bedarf entstehen.  

 

Die geplanten Neuregelungen erleichtern es dem 

Bauherrn, den Vertragsinhalt im Einvernehmen 

mit dem Unternehmer an seine neuen Wünsche 

anzupassen (Anordnungsrecht des Bestellers). 

Außerdem sollen beide Vertragsparteien den Bau-

vertrag künftig aus wichtigem Grund kündigen 

können. Ebenfalls geregelt wird die Übernahme 

der Aus- und Einbaukosten im Falle mangelhafter, 

verbauter Materialien. 
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Aus Berlin notiert 

 

Lukas Wieck aus Nottuln besucht die mehrtägige 

Veranstaltung „Jugend und Parlament" 

Vom 4. bis 7. Juni 2016 fand im Bundestag wieder 

die Veranstaltung „Jugend und Parlament“ statt. 

315 Jugendliche aus dem gesamten Bundesgebiet, 

die von Mitgliedern des Bundestages nominiert 

wurden, haben in einem Planspiel das parlamen-

tarische Verfahren nachgestellt. Aus Nottuln 

nahm Lukas teil. Die Teilnehmer übernahmen für 

vier Tage die Rollen von Abgeordneten und simu-

lierten vier Gesetzesinitiativen. 

Zur Debatte standen Entwürfe zur Festschreibung 

von Deutsch als Landessprache im Grundgesetz, 

zur Einführung bundesweiter Volksabstim-

mungen, zur Ausweitung der Beteiligung deut-

scher Streitkräfte an einer EU-geführten Militär-

operation im fiktiven Staat Sahelien sowie zur 

Verbesserung des Tierschutzes in der Landwirt-

schaft. Die Jugendlichen im Alter von 16 bis 20 

Jahren lernten dabei die Arbeit der Abgeordneten 

kennen – in Landesgruppen, Fraktionen, Arbeits-

gruppen und Ausschüssen. Bei der abschließenden 

Debatte im Plenarsaal haben 48 Redner aus allen 

Spielfraktionen versucht, Mehrheiten für ihre poli-

tischen Anliegen zu gewinnen. Vollbesetzte Be-

suchertribünen sorgten dabei für wirklichkeits-

nahe Bedingungen. 

Im Anschluss an die Simulation diskutierten die 

Teilnehmer mit Vertretern der Bundestagsfrak-

tionen, wie realitätsgetreu „Jugend und Par-

lament“ die parlamentarische Arbeit abbildet. 
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Besuch des GEOZENTRUM HANNOVER 

Zu einer ausführlichen Diskussionsrunde begrüßte 

ich diese Woche den Nachwuchskreis Wissen-

schaft, Technik und Verwaltung des GEOZEN-

TRUM HANNOVER im Deutschen Bundestag.  

 

Das GEOZENTRUM HANNOVER ist ein Zu-

sammenschluss der Bundesanstalt für Geowissen-

schaften und Rohstoffe, des Landesamtes für 

Bergbau, Energie und Geologie und des Leibniz-

Instituts für Angewandte Geophysik. Insgesamt 

beraten hier rund 1.100 Mitarbeiterinnen und Mit-

arbeiter Bundesministerien, nachgeordnete Be-

hörden, EU, Wissenschaft und Industrie zu geo-

wissenschaftlichen Fragestellungen. 

Zusammen mit unserer energiepolitischen Refe-

rentin Gabriele Werner standen wir der Runde 

zum Thema Energie Rede und Antwort. Schwer-

punkte waren dabei die Förderung heimischer 

Energievorkommen, der Ausstieg aus der Kern-

energie, die Zukunft der Braunkohle und 

Fracking. Im Anschluss an die Diskussionsrunde 

zeigte ich den Gästen die Liegenschaften des 

Deutschen Bundestages mit anschließendem 

Besuch der Reichstagskuppel. Am Donnerstag 

stand für den Nachwuchskreis noch ein Besuch im 

Bundesministerium für Wirtschaft und Energie 

auf dem Programm, bevor es anschließend zurück 

in die Heimat ging. 

 

WIR HALTEN ZUSAMMEN 

 

Ich begrüße den Aufruf meiner NRW 

Landesgruppe in der SPD Bundestagsfraktion. Die 

gegen meine türkisch-stämmigen Kolleginnen und 

Kollegen des Deutschen Bundestages gerichteten 

Angriffe von Seiten der Türkei überschreiten aus 

meiner Sicht die Grenze der politischen 

Auseinandersetzung. Der Präsident des 

Europäischen Parlaments, Martin Schulz (SPD) 

hat zu Recht gesagt, ein solches Vorgehen von 

Seiten der Türkei stellt einen absoluten Tabubruch 

dar, der auf das Schärfste zu verurteilen ist. Nobert 
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Lammert stellte treffend heraus, dass er es nicht 

für möglich gehalten hätte, dass ein demokratisch 

gewählter Staatspräsident im 21. Jahrhundert 

seine Kritik an Abgeordneten des Deutschen 

Bundestages mit Zweifeln an deren türkischer 

Abstammung verbindet. Es sind nicht nur einzelne 

Kolleginnen und Kollegen, nicht nur Freundinnen 

und Freunde, die hier bedroht werden, es ist unser 

gesamtes Parlament. 

 

 

Nächste Woche bin ich im schönen Münsterland 

unterwegs und freue mich auf interessante Bege-

gnungen und spannende Gespräche. Vielleicht 

sehen wir uns ja am Samstag beim Themen-

parteitag der SPD im Kreis Coesfeld, bei dem wir 

unseren NRW-Minister für Arbeit, Integration und 

Soziales Rainer Schmeltzer begrüßen dürfen. Der 

Parteitag in Olfen steht unter dem Titel „Politik für 

den Kreis Coesfeld aktiv gestalten“. Vielleicht 

haben Sie ja Lust sich dort miteinzubringen. Ich 

würde mich freuen! 

Nun bleibt mir nur noch Ihnen und Ihren Familien 

ein schönes Wochenende aus Berlin zu wünschen. 

Ich würde mich freuen, wenn Sie mich auch in der 

kommenden Woche real im Wahlkreis oder via 

Facebook begleiten würden. 

Ihr 
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